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bisherige Fassung 

 
neue Fassung 

 
 

§ 4 
 

 
§ 4 
 

 
(2)  Der Vorstand wird binnen vier Jahren ab Eintragung der 

entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch 
ermächtigt, das Grundkapital – allenfalls in mehreren 
Tranchen – um bis zu EUR 720.000,– durch Ausgabe von 
bis zu 240.000 Stück neuen, auf Inhaber lautenden 
Stamm-Stückaktien zu erhöhen, wobei die Art der Aktien, 
der Ausgabekurs und die Ausgabebedingungen vom 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates festgesetzt 
werden, durch Ausgabe von Aktien gegen Bareinlage 

 
(2)  Der Vorstand wird binnen fünf Jahren ab Eintragung 

dieser Satzungsänderung im Firmenbuch ermächtigt, das 
Grundkapital – allenfalls in mehreren Tranchen – um bis 
zu EUR 750.000,– durch Ausgabe von bis zu 250.000 
Stück neuen, auf Inhaber lautende Stamm-Stückaktien zu 
erhöhen, wobei die Art der Aktien, der Ausgabekurs und 
die Ausgabebedingungen vom Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates festgesetzt werden, durch Ausgabe 
von Aktien gegen Bareinlage unter Ausschluss des 
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gegen Ausschluss des Bezugsrechtes der Aktionäre, sofern 
die Kapitalerhöhung zur Ausgabe von Aktien an 
Arbeitnehmer, leitende Angestellte, an die 
Belegschaftsbeteiligungsprivatstiftung der Oberbank AG 
und Mitglieder des Vorstandes der Gesellschaft oder eines 
mit ihr verbundenen Unternehmens dient. Der Aufsichtsrat 
wird ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch 
die Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital 
ergeben, zu beschließen. 

 
 
(3)  Der Vorstand ist binnen fünf Jahren ab Eintragung der 

entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 
Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 8.127.000,– 
durch Ausgabe von bis zu 2.709.000 Stück auf Inhaber 
lautende Stamm-Stückaktien zu erhöhen und den 
Ausgabekurs sowie die Ausgabebedingungen im 
Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat festzusetzen. Der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Änderungen der Satzung, 
die sich aus der Ausgabe von Aktien aus dem 
genehmigten Kapital ergeben, zu beschließen. 
(Genehmigtes Kapital 2009) 

 
 

Bezugsrechtes der Aktionäre, sofern die Kapitalerhöhung 
zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer, leitende 
Angestellte, an die Belegschaftsbeteiligungsprivat-
stiftung der Oberbank AG und Mitglieder des Vorstandes 
der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen 
Unternehmens dient. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, 
Änderungen der Satzung, die sich durch die Ausgabe von 
Aktien aus dem genehmigten Kapital ergeben, zu 
beschließen. (Genehmigtes Kapital Mitarbeiter 2012) 

 
 
(3)  Der Vorstand ist binnen fünf Jahren ab Eintragung der 

entsprechenden Satzungsänderung im Firmenbuch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 
Grundkapital der Gesellschaft gegen Bareinlagen um bis 
zu EUR 9.375.000,– durch Ausgabe von bis zu 
3.125.000 Stück auf Inhaber lautende Stamm-
Stückaktien zu erhöhen und den Ausgabekurs sowie die 
Ausgabebedingungen im Einvernehmen mit dem 
Aufsichtsrat festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, die Änderungen der Satzung, die sich aus der 
Ausgabe von Aktien aus dem genehmigten Kapital 
ergeben, zu beschließen. (Genehmigtes Kapital 2012) 

  



 

3 von 4 
 

 

 
§ 6 
 

 
§ 6 
 

 
Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und 
Erneuerungsscheine bestimmt der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates. Der Anspruch auf Einzelverbriefung der 
Aktien ist ausgeschlossen. 
 

 
(1) Die Inhaberaktien der Gesellschaft werden in zwei oder 

mehreren Sammelurkunden verbrieft. Die Sammelur-
kunde(n) sind bei einer Wertpapiersammelbank nach  
§ 1 Abs. 3 DepotG oder einer gleichwertigen 
ausländischen Einrichtung zu hinterlegen. 
 

(2) Die Form der Aktienurkunden bestimmt der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates. 

 
 

§ 19 
 

§ 19 
 

 
 
(2)  Bei depotverwahrten Inhaberaktien genügt für den Nach-

weis des Anteilsbesitzes am Nachweisstichtag eine Depot-
bestätigung gemäß § 10a AktG, die der Gesellschaft spä-
testens am dritten Werktag vor der Hauptversammlung 
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
zugehen muss. 

 
(3)  Nicht depotverwahrte Inhaberaktien können der Gesell-

schaft selbst an ihrem Sitz vorgelegt werden wobei dies so 
rechtzeitig zu geschehen hat, dass sich die Gesellschaft da-

 
 
(2)    Der Nachweis des Anteilsbesitzes am Nachweisstichtag 

erfolgt durch eine Depotbestätigung gemäß § 10a AktG, 
die der Gesellschaft spätestens am dritten Werktag vor 
der Hauptversammlung unter der in der Einberufung 
hierfür mitgeteilten Adresse zugehen muss. 

 
 
(3)  entfällt 
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von überzeugen kann, dass der Anteilsbesitz am 
Nachweisstichtag gegeben ist. In gleicher Weise genügt 
die schriftliche Bestätigung eines österreichischen 
öffentlichen Notars, wenn dieser den Anteilsbesitz zum 
Nachweisstichtag bestätigt. Die notarielle Bestätigung 
muss der Gesellschaft spätestens am dritten Werktag vor 
der Hauptversammlung unter der in der Einberufung 
hierfür mitgeteilten Adresse zugehen. 

 
 


